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Bekanntmachungen des Landratsamtes

Verordnung über die Aufhebung der "Verord­
nung des Landkreises Fürstenfeldbruck über 
den Verkehr mit Lebensmitteln und Bedarfs­
gegenständen (Kreishygieneverordnung vom 
10.06.1987 Amtsblatt des Landratsamtes Für­
stenfeldbruck Nr. 12 vom 29.06.1987) "

§ 1

Die Verordnung des Landkreises Fürsten­
feldbruck über den Verkehr mit Lebensmit­
teln und Bedarfsgegenständen (Kreishygiene­
verordnung) vom 10.06.1987 (Amtsblatt des 
Landratsamtes Fürstenfeldbruck Nr. 12 vom 
29.06.1987) wird aufgehoben.

§ 2

Diese Verordnung tritt am 08.02.1998 in 
Kraft.

Fürstenfeldbruck, 07.01.1 998 
Landkreis Fürstenfeldbruck

Thomas Karmasin 
Landrat

Verordnung des Landratsamtes Fürstenfeld­
bruck über das Wasserschutzgebiet in der Ge­
meinde Grafrath (Landkreis Fürstenfeldbruck) 
für die öffentliche Wasserversorgung der Ge­
meinde Grafrath

Das Landratsamt Fürstenfeldbruck erläßt auf­
grund des § 19 Abs. 1 Nr. 1 und Abs. 2 
des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) i.d.F. der 
Bekanntmachung vom 12.1 1.1996 (BGBl I 
S. 1695) i.V.m. Art. 35 und 35 des Bayer. 
Wassergesetzes (BayWG) i.d.F. der Bekannt­
machung vom 26.07.1997 (GVBI S. 311) 
folgende

Verordnung:

§ 1

Allgemeines

Zur Sicherung der öffentlichen Wasserversor­
gung der Gemeinde Grafrath wird das in § 2 
näher umschriebene Schutzgebiet festgesetzt. 
Für dieses Gebiet werden die Anordnungen 
nach § § 3 bis 6 erlassen.

§ 2

Schutzgebiet

(1) Das Schutzgebiet besteht aus
zwei Fassungsbereichen, 
einer engeren Schutzzone, 
einer weiteren Schutzzone.

(2) Die Grenzen des Schutzgebietes und 
der einzelnen Schutzzonen sind im 
beiliegenden Lageplan M = 1 : 5000 
vom 07.03.1997, gefertigt vom Büro 
"Boden und Wasser" eingetragen.'
Die genaue Grenze der Schutzzone 
verläuft auf der jeweils gekennzeich­
neten Grundstücksgrenze oder (wenn 
die Schutzzonengrenze ein Grund­
stück schneidet) auf der der Fas­
sung näheren Kante der gezeichneten 
Linie.

(3) ' Veränderungen der Grenzen oder der
Bezeichnungen der im Schutzgebiet 
gelegenen Grundstücke berühren die 
festgesetzten Grenzen der Schutzzo­
nen nicht.

(4) Der Fassungsbereich ist durch eine 
Umzäunung, die weitere Schutzzone 
ist, soweit erforderlich, in der Natur 
in geeigneter Weise kenntlich zu 
machen.
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§ 3

Verbotene oder nur beschränkt zulässige Handlungen

(1) Es sind

- im Fassungsbereich in der engeren 
Schutzzone

in der weiteren Schutzzone

Entspricht
Zone

I II III

1. bei landwirtschaftlichen, forstwirtschaftlichen und gärtnerischen Nutzungen

1.1 Düngen mit Gülle,
Jauche und Fest­
mist

verboten verboten wie unter 1.2

1.2 Düngen mit son­
stigen organischen 
und mineralischen 

■ stickstoffhaltigen 
Düngern

verboten

-verboten, wenn die Stickstoffdüngung nicht nachweislich 
in zeit- und bedarfsgerechten Gaben erfolgt 
-verboten auf abgeernteten Flächen ohne unmittelbar fol­
genden Zwischen- oder Hauptfruchtanbau 
-verboten auf tief gefrorenem oder schneebedecktem
Boden
-verboten auf Dauergrünland vom 15. Oktober bis
15. Februar
-verboten auf Ackerland vom 01. Oktober bis 15. Februar 
-verboten auf allen übrigen Flächen einschließlich
Brachland

1.3 Lagern und Aus­
bringen von Klär­
schlamm, Fäkal­
schlamm, orga­
nischen Abfällen 
und Kompost aus 
zentralen Bioabfall­
anlagen

verboten

1.4 befestigte Dungla­
gerstätten zu er­
richten oder zu 
erweitern'

verboten
verboten, ausgenommen mit Ableitung 
der Jauche in dichten Behälter

1.5 Lagerung von or­
ganischem und 
mineralischem 
Stickstoffdünger 
auf unbefestigten 
Flächen

verboten
verböten ohne dichte Abdeckung

Es wird auf den "Katalog wasserwirtschaftlicher Anforderungen an Anlagen zum Lagern und Abfüllen von Jauche, 
Gülle, Festmist, Silagesickersäften" (Anforderungskatalog JGS-Anlagen) des StLMU hingewiesen,, der nähere Ausfüh­
rungen zur baulichen Gestaltung (u.a. Leckageerkennung) sowie Musterpläne enthält.
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im Fassungsbereich in der engeren 
Schutzzone

in der weiteren Schutzzone

Entspricht
Zone

I II III

1.6 Anlagen zum _j-
gern und Abfüllen 
von Jauche,. Gül­
le, oder Silage­
sickersaft zu er­
richten oder zu 
erweitern’

verboten

verboten, ausgenommen mit dichten 
Behältern, die eine Leckageerkennung 
zulassen. Die Dichtheit der gesamten 
Anlage, einschließlich Zu- und Ablei­
tungen, ist vor Inbetriebnahme nach­
zuweisen und regelmäßig, mindestens 
jedoch alle 5 Jahre wiederkehrend zu 

■ überprüfen

1.7 ortsfeste Anlagen
zur Gärfutterberei­
tung zu errichten 
oder zu erwei­
tern'

verboten
verboten, ausgenommen mit Ableitung 
der Gär- und Sickersäfte in dicht» 
Behälter

1.8 Gärfutterbereitung
außerhalb ortsfe­
ster Anlagen

verboten

1.9 Stallungen zu er­
richten, zu 
erweitern oder zu 
betreiben’

verboten
verboten, ausgenommen Anlagen im
Sinne der Erläuterungen zum 
Verbotskatalog

1.10 Freilandtierhaltung
im Sinne der Er­
läuterungen zum 
Verbotskatalog

verboten

verboten, sofern die Ernährung 
der Tiere nicht im wesentlichen 
aus den genutzten Weideflächen 
erfolgt
verboten, wenn durch die Frei­
landtierhaltung die Grasnarbe flä­
chig verletzt wird

1.11 Beweidung verboten ...

1.12 Anwendung von
Pflanzenschutz­
mitteln

verboten
verboten, sofern nicht die Vorschriften des Pflanzenschutz­
rechts und die Gebrauchsanleitungen beachtet werden

1.13 Anwendung von
Pflanzenschutz­
mitteln aus Luft­
fahrzeugen oder 
zur Bodenentseu­
chung

verboten

1.14 Beregnung land­
wirtschaftlich oder 
gärtnerisch ge­
nutzter Flächen

verboten

-verboten, sobald die Bodenfeuchte 
>70% der nutzbaren Feldkapazität 
beträgt (Auskunft durch Agrarmeteol. 
Dienst, Weihenstephan)
-verboten, wenn die Beregnungshöhe 
20mm pro Woche überschreitet

1.15 Naßkonservierung
von Rundholz

verboten

Es wird auf den "Katalog wasserwirtschaftlicher Anforderungen an Anlagen zum Lagern und Abfüllen von Jauche, 
Gülle, Festmist, Silagesickersäften" (Anforderungskatalog JGS-Anlagen) hingewiesen, der nähere Ausführungen zur 
baulichen Gestaltung (u.a; Leckageerkennung) sowie Musterpläne enthält.
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im Fassungsbereich
Schutzzone

in d°r v/»!teren Schutzzone

Entspricht Zone 1 II m

1.16 Gartenbaubetriebe
oder Kleingarten­
anlagen zu errich­
ten oder zu er­
weitern"

verboten

1.17 besondere
Nutzungen im
Sinne der Erläu- 

■ terungen zum 
Verbotskatalog 
anzulegen oder zu 
erweitern

verboten

1.18 landwirtschaftliche
Dräne und zuge­
hörige Vorflutgrä­
ber anzulegen 
oder zu ändern

verboten verboten, ausgenommen Unterhaltungsmaßnahmen

1.19 Kahlschlag von
Flächen
> 2500 m2 oder 
eine in der Wir­
kung' gleichkom­
mende Maßnah­
me, Rodung und 
Umbruch von 
Dauergrünland im 
Sinne der Erläute­
rungen zum Ver­
botskatalog

verboten

1.20 Winterfurche und
offener Ak- 
kerboden im Sin­
ne der Erläuter­
ungen zum Ver­
botskatalog

verboten

verboten, ausgenommen nach dem
15. November, wenn fruchtfolgebe­
dingt unvermeidbar

1.21 Düngen in Haus­
gärten und sonsti­
gen Gärten verboten

-verboten, ausgenommen bedarfsge­
rechte Düngung während der Vegetj- 
tionszeit
-verboten vom 01. Oktober bis
01. März

2. bei sonstioen Bodennutzungen (soweit nicht unter den Nrn. 3 bis 6 geregelt)

Aufschlüsse und Veränderun­
gen der Erdoberfläche, selbst 
wenn Grundwasser nicht 
aufgedeckt wird, insbe­
sondere Fischteiche, Kies-, 
Sand- und Tongruben, Stein­
brüche, Übertagebergbaue 
und Torfstiche sowie Wie­
derverfüllung von Erdauf­
schlüssen

verboten
verboten, ausgenommen Bodenbearbeitung im Rahmen der 
ordnungsgemäßen land- und forstwirtschaftlichen Nutzung
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im Fassungsbereich in der engeren 
Schutzzone

in der weiteren Schutzzone

Entspricht Zone I II ui

3. bei Umaana mit wasseraefährdenden Stoffen

3.1 Rohrleitungsanla­
gen für w^sserge- 
fährdende Stoffe 
i.S.d. § 19 a
WHG zu errichten 
oder zu erweitern

verboten

3.2 Anlagen nach
§ 19 g WHG zum 
Herstellen, Behan­
deln oder Verwen­
den von wasserge­
fährdenden Stoffen 
zu errichten oder 
zu erweitern

verboten

3.3 Anlagen nach
5 19g WHG zum 
Lagern, Abfüllen 
oder Umschlagen 
von wassergefähr­
denden Stoffen zu 
errichten oder zu 
erweitern

verboten

verboten, ausgenommen Anlagen im 
üblichen Rahmen von Haushalt und 
Landwirtschaft
-bis 20 I für Stoffe der Wassergefähr­
dungsklasse 3
-bis 10.000 I für Stoffe der Wasser­
gefährdungsklasse 2

3.4 Umgang mit was­
sergefährdenden 
Stoffen nach
5 19 g WHG, 
auch PBSM, au­
ßerhalb von Anla­
gen nach Nrn.
3.2 und 3.3 (oh­
ne Nr. 1.13)

verboten

verboten, ausgenommen kurzfristige 
Lagerung von Stoffen bis Wasserge­
fährdungsklasse 2 in zugelassenen 
Transportbehältern bis zu je 50 I, 
deren Dichtheit kontrollierbar ist

3.5 Abfall im Sinne
der Abfallgesetze 
und bergbauliche 
Rückstände zu 
behandeln, zu la­
gern oder abzula­
gern

verboten
verboten, ausgenommen Bereitstellung 
in geeigneten Behältern oder
Verpackungen zur regelmäßigen
Abholung (auch Wertstoffhöfe)

3.6 Betrieb von kern­
technischen Anla­
gen im Sinne des 
Atomgesetzes

verboten

3.7 Genehmigungs­
pflichtiger Um­
gang mit 

radioaktiven Stof­
fen im Sinne des 
Atomgesetzes und 
der Strah­
lenschutzverord­
nung

verboten

4. bei Abwasserbeseitiouno und Abwasseranlaqen

4.1 Abwasserbehand­
lungsanlagen zu 
errichten oder zu 
erweitern

verboten
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im Fasrungsbereich . in der engeren 
Schutzzone

in der weiteren Schutzzone

Entspricht Zone I II III

4.2 Regen- und Misch­
wasserentlastungs­
bauwerke zu errich­
ten oder zu erwei­
tern

verboten

4.3 Trockenaborte
verboten

verboten, ausgenommen vorüberge­
hend und mit dichtem Behälter

4.4 Ausbringen von
Abwasser verboten

4.5 Anlagen zur Ver­
sickerung oder 
Versenkung von 
Abwasser (ein- 
schl. Kühlwasser 
und Wasser aus 
Wärmepumpenan­
lagen) zu errich­
ten oder zu er­
weitern

verboten

4.6 Anlagen zur Ver­
sickerung oder 
Versenkung des 
von Dachflächen 
abfließenden Was­
sers zu errichten 
oder zu erweitern

verboten

- verboten, ausgenommen zur Versik- 
kerung über die belebte Bodenzone

- verboten, für gewerbliche Anlagen 
und für Metalldächer

4.7 Anlagen zum
Durchleiten oder 
Ableiten von Ab­
wasser zu errich­
ten oder zu er­
weitern

verboten

verboten, ausgenommen Entwässe­
rungsanlagen, deren Dichtheit vor In­
betriebnahme durch Druckprobe nach­
gewiesen und wiederkehrend alle
5 Jahre durch geeignete Verfahren 
überprüft wird

5. bei Verkehrsweoebau und -unterhaltuna. Plätzen mit besonderer Zweckbestimmuna. Untertaae-Berabau

5.1 Straßen, Wege
und sonstige 
Verkehrsflächen 
zu errichten oder 
zu erweitern

verboten

verboten, 
ausgenommen 
öffentliche Feld- 
und Waldwege, 
beschränkt öf­
fentliche Wege, 
Eigentümerwege 
und Privatwege 
bei breitflächi­
gem Versickern 
des abfließenden 
Wassers

verboten, sofern nicht die Richtlinien 
für die Anlage von Straßen in 
Wassergewinnungsgebieten (RiStWag), 
eingeführt mit IMBek v. 28.05.82 
(MABI S.329), in der jeweils gelten­
den Fassung beachtet werden; anson­
sten verboten wie in Zone II

5.2 Eisenbahnanlagen
zu errichten oder 
zu erweitern

verboten
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im Fassungsbereich in der engeren 
Schutzzone

in der weiteren Schutzzone

Entspricht Zone I II III

5.3 zum Straßen-,
Wege-, Eisenba1- -.- 
und Wasserbau 
wassergefähcden- 
de auslaug- oder 
auswaschbare 
Materialien (z.B. 
Schlacke, Bau­
schutt, Teer, Im­

prägniermittel 
u.ä.) zu verwen­
den

v' e r b o t e n

5.4 Bade- und Zelt­
plätze einzurichten 
oder zu erweitern; 
Camping aller Art

verboten
verboten, ohne Abwasserentsorgung 
über eine dichte Sammelentwässerung 
unter Beachtung von Nr. 4.7

5.5 Sportanlagen zu
errichten oder zu 
erweitern

verboten

-verboten, ohne Ab­
wasserentsorgung über eine dichte 
Sammelentwässerung unter
Beachtung von Nr. 4.7

-verboten für Tontaubenschießan­
lagen

5.5 Sportveranstal­
tungen durchzu­
führen verboten

-verboten für Großveranstaltungen 
außerhalb von Sportanlagen

-verboten für Motorsport

5.7 Friedhöfe zu er­
richten oder zu 
erweitern

verboten

5.8 Flugplätze ein­
schließlich Sicher­
heitsflächen, Not­
abwurfplätze, mili­
tärische Anlagen 
und Übungsplätze 
zu errichten oder 
zu erweitern

verboten

5.9 Militärische Übun­
gen durchzuführen verboten

verboten, ausgenommen das Durchfahren auf klassifizierten 
Straßen

5.10 Baustelleneinricht­
ungen, Baustoffla­
ger zu errichten 
oder zu erweitern

verboten
(auf die Verbote in 

den Nr. 3.3 und 3.4 
wird hingewiesen)

5.11 Untertagebergbau,
Tunnelbauten

verboten

5.12 Durchführung von
Bohrungen

verboten verboten, ausgenommen bis zu 1 m Tiefe im Rahmen von 
Bodenuntersuchungen

29



,k

im Fassungsbereich in der engeren 
Schutzzone

in der weiteren Schutzzone

Entspricht Zone I i! III

5.13 Anwendung von
Pflanzenschutz­
mitteln auf Frei­
landflächen ohne 
landwirtschaftli­
che, forstwirt­
schaftliche oder 
gärtnerische Nut­
zung sowie zur 
Unterhaltung von 
Verkehrswegen

verboten

5.14 Düngen mit mine­
ralischen Stick­
stoffdüngern auf 
Freilandflächen 
ohne landwirt­

schaftliche, 
forstwirtschaftliche 
oder gärtnerische 
Nutzung oder an 
Verkehrswegen

verboten

-verboten, wenn nicht die zeit- und bedarfsgerechte
Düngung nachprüfbar dokumentiert wird

-verboten in der Zeit vom 01. Oktober bis 01. März

5.15 Anderweitige Dün­
gung als gern.
Nr. 5.14 auf Frei­
landflächen ohne 
landwirtschaft­
liche, forstwirt­
schaftliche oder 
gärtnerische Nut­
zung oder an 
Verkehrswegen

verboten

5.15 Beregnung verboten verboten wie unter
Nr. 1.14

6. bei baulichen Anlaoen alloemein

6.1 Bauliche Anlagen
zu errichten oder 
zu erweitern verboten

-verboten, sofern Abwasser nicht in 
eine dichte Sammelentwässerung ein­
geleitet wird unter Beachtung von
Nr. 4.7
-verboten, sofern Gründungssohle 
tiefer a's 2 m über dem höchsten 
Grundwasserstand liegt

6.2 Ausweisung neuer
Baugebiete im 
Rahmen der Bau­
leitplanung

verboten

7. Betreten verboten ............

( 2 ) Die Verbote des Absatzes 1 Nrn. 5 ; 12 , 6.1 und 7 . gelten nicht für Handlungen im Rahmen der Wassergewinnung und -ableitung des Trägers der öffentlichen Wasserversorgung, die durch diese Verordnung geschützt ist.
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Anlage Hinweise und Begriffsbestimmungen

i.

1.1.

1.2

1.3

1.4

Stallungen

Bei im Flüssigmistverfahren betriebenen Stallungen ist bei Tierbeständen über 40 Dungeinheiten (DE) das 
erforderliche Speichervolumen für Gülle auf mindestens zwei Behälter aufzuteilen.

40 Dungeinheiten (3.200 kg Stickstoff pro Jahr) fallen bei folgenden Höchststückzahlen für einzelne Tierarten 
an: -

Milchkühe
Mastbullen
Mastkälber, Jungmastrinder 
Mastschweine 
Legehennen/Mastputen 
sonstiges Mastgeflügel

40 Stück (1 Stück = 1,00 DE)
65 Stück (1 Stück = 0,62 DE)
150 Stück (1 Stück = 0,27 DE)
300 Stück (1 Stück = 0,13 DE)
3500 Stück (100 Stück = 1,14 DE) 
10000 Stück (100 Stück = 0,40 DE)

Der Tierbestand darf 80 DE je Stallung bzw. 120 DE je Hofstelle nicht überschreiten. Bei' mehreren Tierarten 
auf einer Hofstelle sind die entsprechenden DE aufzusummieren.

Bei im Festmistverfahren betriebenen Stallungen ist bei Tierbeständen über 60 DE das erforderliche 
Speichervolumen für Jauche auf mindestens zwei Behälter aufzuteilen.

Der Tierbestand darf 80 DE je Stallung bzw. 160 DE je Hofstelle nicht überschreiten. Bei mehreren Tierarten 
auf einer Hofstelle sind die entsprechenden DE aufzusummieren.

Bei im gemischten Entmistungsverfahren betriebenen Stallungen sind die maximalen Tierbestände je hofstelle 
anteilig entsprechend 1.1 und 1.2 zu ermitteln.

Die Erteilung einer Ausnahmegenehmigung ist bei landwirtschaftlichen Betrieben möglich, wenn dies 
betriebsbedingt notwendig ist (Existenzsicherung) und das erhöhte Gefährdungspotential durch technische 
Anforderungen ausgeglichen werden kann.

2. "Freilandtierhaltung"

liegt vor, wenn sich die Tiere über längere Zeiträume (ganzjährig oder saisonal) ganztägig auf bestimmten 
Freilandflächen aufhalten.

3. "Besondere Nutzungen”

sind folgende landwirtschaftliche, forstwirtschaftliche oder erwerbsgärtnerische Nutzungen: 

Weinbau
Obstbau, ausgenommen Streuobst
Hopfenanbau
Tabakanbau
Gemüseanbau
Baumschulen und sonstige Pflanzgärten.

4. "Dauergrünland"

sind Grünlandflächen, die nach ihren Standortbedingungen nur für Grünlandnutzungen geeignet sind.

Kein "Dauergrünland" im Sinne dieser Bestimmungen sind Flächen, die aufgrund freiwilliger Vereinbarungen 
eingesät bzw. nicht mehr ackerbaulich genutzt werden.

5. "Offener Ackerboden"

ist bearbeiteter Ackerboden ohne unmittelbar folgende Zwischen- oder Hauptfrucht.

6. Anlagen zur Versickerung des von Dachflächen abfließenden Wassers

Zur Versickerung ist die filterwirksame Grundwasserüberdeckung weitestgehend einzubeziehen, wobei eine 
Mindestmächtigkeit von 20 m vorliegen muß. Zur Feststellung von Ausbildung und Mächtigkeit der Grundwas­
serüberdeckung sind geeignete Voruntersuchungen durchzuführen.
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Bekanntmachungen des Landratsamtes

§ 4
Ausnahamen

(1) Das Landratsamt Fürstenfeldbruck 
kann von den Verboten des § 3 Aus­
nahmen zulassen, wenn

1. das Wohl der Allgemeinheit die 
Ausnahmen erfordert oder

2. das Verbot im Einzelfall zu einer 
unbilligen Harte führen würde 
und das Gemeinwohl der Aus­
nahme nicht entgegensteht.

(2) Die Ausnahme ist widerruflich; sie
kann mit Bedingungen und Auflagen 
verbunden werden und bedarf der 
Schriftform.

(3) Im Falle des Widerrufes kann
das Landratsamt Fürstenfeldbruck 
vom Grundstückseigentümer verlan­
gen, daß der frühere Zustand wieder­
hergestellt wird, sofern es das Wohl 
der Allgemeinheit, insbesondere der 
Schutz der Wasserversorgung, er­
fordert.

§ 5
Beseitigung und Änderung 
bestehender Einrichtungen

(1) Die Eigentümer und Nutzungsberech­
tigten von Grundstücken innerhalb 
des Schutzgebietes haben die Besei­
tigung oder Änderung von Einrich­
tungen, die im Zeitpunkt des Inkraft­
tretens dieser Verordnung bestehen 
und deren Bestand, Errichtung, Er­
weiterung oder Betrieb unter die Ver­
bote des § 3 fallen, auf Anordnung 
des Landratsamtes Fürstenfeldbruck 
zu dulden, sofern sie nicht schon 
nach anderen Vorschriften verpflich­
tet sind, die Einrichtung zu beseitigen 
oder zu ändern.

(2) Für Maßnahmen nach Abs. 1 ist nach 
den §§19 Abs. 3 und 20 WHG so­
wie nach Art. 74 BayWG Entschädi­
gung zu leisten.

§ 6

Duldungspflicht

Die Eigentümer und Nutzungsberechtigten von 
Grundstücken innerhalb des Schutzgebietes 
haben zu dulden, daß die Grenzen des cas- 
sungsbereiches und die Schutzzonen durch 
Aufstellen oder Anbringen von Hinweiszeichen 
kenntlich gemacht werden.

§ 7

Kontrollmaßnahmen

(1) Die Eigentümer und Nutzungsberech­
tigten von Grundstücken innerhalb 
des Schutzgebietes haben Probenah­
men von im Schutzgebiet zum Ein­
satz bestimmten Düngemitteln und 
Pflanzenschutzmnitteln durch Beauf­
tragte des Landratsamtes Fürsten­
feldbruck zur Kontrolle der Einhaltung 
der Vorschriften dieser Verordnung 
zu dulden.

(2) Sie haben ferner die Entnahme von 
Boden-, Vegetations- und Wasserpro­
ben und die hierzu notwendigen Vor­
richtungen auf den Grundstücken im 
Wasserschutzgebiet durch Beauftrag­
te des Landratsamtes Fürstenfeld­
bruck zu dulden.

§ 8

Entschädigung und Ausgleich

(1) Soweit diese Verordnung oder eine 
auf Grund dieser Verordnung erge­
hende Anordnung eine Enteignung 
darstellt, ist über die Fälle des § 5 
hinaus nach den §§19 Abs. 3 und 
20 WHG sowie Art. 74 BayWG Ent­
schädigung zu leisten.

(2) Soweit diese Verordnung oder eine 
auf Grund dieser Verordnung erge­
hende Anordnung die ordnungsgemä­
ße land- und forstwirtschaftliche Nut­
zung beschränken, ist für die dadurch 
verursachten Nachteile ein angemes-
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sener Ausgleich gern. 5 19 Abs. 4 
WHG und Art. 74 Abs. 6 BayWG zu 
leisten.

§ 9

Ordnungswidrigkeiten

Nach § 41 Abs.- 1 Nr. 2, Abs. 2 WHG kann 
mit Geldbuße bis zu hunderttausend Deutsche 
Mark belegt werden, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig

1. einem der Verbote nach § 3 Abs. 1 zuwi­
derhandelt,

2. eine nach § 4 ausnahmsweise zugelas­
sene Handlung vornimmt, ohne die mit 
der Ausnahme verbundenen Bedingungen 
oder Auflagen zu befolgen.

§ 10

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Be­
kanntmachung im Amtsblatt des Landratsam­
tes Fürstenfeldbruck in Kraft.

§ 11

Außerkrafttreten

Die Verordnung des Landratsamtes Fürsten­
feldbruck vom 02.08.1990 über das Wasser­
schutzgebiet für die öffentliche Trinkwasser­
versorgung der Gemeinde Grafrath, Landkreis 
Fürstenfeldbruck (Amtsblatt Nr. 27 des Land­
ratsamtes Fürstenfeldbruck vom 21.08.1990) 
tritt mit Inkrafttreten dieser Verordnung außer 
Kraft.

Landratsamt Fürstenfeldbruck 
Fürstenfeldbruck, 19.01.1998

Karmasin
Landrat
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